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ZAHLENRÄTSEL NR. 198

SPIELREGELN «KRINGEL»: Die Ziffern 1
bis 7 sind so einzutragen, dass sie in jeder
Reihe einmal vorkommen. Zwischen zwei
Feldern gilt: Ausgefüllter Kreis: Eine Zahl
ist das Doppelte der anderen. Leerer Kreis:
Eine Zahl ist um 1 grösser als die andere.
Kein Kreis: Keine der beiden Eigenschaften
trifft zu.

Auflösung:
Zahlenrätsel Nr. 197

Hotels werden ökologischer
Wegwerfprodukte sind für Hoteliers praktisch und billig – doch es gibt umweltfreundliche Alternativen

FRANZISKA SCHEVEN

Badekappen, Mini-Shampoos oder
Plastik-Latschen gehören in den meis-
ten Hotelzimmern zum Standard – aber
sie sind Wegwerfprodukte und somit
schädlich für die Umwelt. Diesen Miss-
stand haben einige Hotels inzwischen
erkannt und Massnahmen getroffen
oder angekündigt. Die grösste Hotel-
kette, die sich bisher der Nachhaltigkeit
verschrieben hat, ist Marriott. Seit Juli
gibt es in ihren Betrieben keine Plas-
tik-Strohhalme mehr. Dadurch wer-
den laut Angaben von Marriott jedes
Jahr eine Milliarde Strohhalme einge-
spart. Als weitere Massnahmen hat die
Hotelkette angekündigt, Shampoos und
Dusch-Gels partiell gegen umweltscho-
nendere Produkte auszutauschen.

Aber nicht nur Hotels handeln, son-
dern auch Städte und Regionen. Das
Tourismusbüro der chinesischen Stadt
Schanghai etwa verbietet seit Juli allen
Hotels, Wegwerfprodukte wie Zahn-
bürsten, Nagelfeilen, Schuhbürsten oder
Kämme an ihre Gäste zu verteilen. Und
die Europäische Union untersagt Ein-
wegprodukte aus Plastik ab 2021.

Grosse Herausforderung

Ein Hotel wirklich nachhaltig zu füh-
ren, ist für einen Hotelier allerdings
eine grosse Herausforderung. Der Wirt
eines kleinen Gastronomiebetriebs in
der Region Ybrig etwa sagt, er sei auf
kleinteilige Verpackungen wie zum
Beispiel Ketchup-Portionen, die er
für 50 Rappen das Stück verkauft, an-
gewiesen. «Würde ich stattdessen auf
grosse, nachfüllbare Ketchup-Behäl-
ter setzen, würden die Gäste solche
Massen auf ihre Teller tun, dass später
viel davon wieder weggeworfen wer-
den müsste.» So entstünden ihm mehr

Kosten, und der Umwelt wäre mit der
«Verschwendung» auch nicht geholfen.
Der Wirt des kleinen Buffetbetriebes
verteidigt seine Entscheidung: «Sollen
die Leute doch woanders CO2 sparen.
Sie können ja mit dem Zug statt mit
dem Auto anreisen.»

Diese Antwort ist der Wissenschafte-
rin Friederike Vinzenz von der Univer-
sität Zürich geläufig. Sie beschäftigt sich
in ihrer Forschung unter anderem mit
der Frage, was einen Hotelier dazu brin-
gen könnte, den Schritt in die Nachhal-
tigkeit zu wagen. «Ihm muss der Mehr-
wert einer Umstellung aufgezeigt wer-
den», sagt Vinzenz. «Wenn dieser nicht
gegeben ist, findet der Wirt – wie viele
Menschen in ähnlichen Situationen –
Rechtfertigungen, wieso er sich nicht
anders verhält, und schiebt die Schuld
dafür auf andere.»

Dabei müsste Nachhaltigkeit in der
Hotelbranche durchaus ein Thema
sein. Denn laut der Weltorganisation
für Tourismus der Vereinten Natio-
nen (UNWTO) verursachen Hotels ein
Prozent der globalen CO2-Emissionen.
Und mit dem zunehmenden Tourismus
dürfte dieser Prozentsatz weiter steigen,
so die Experten der UNWTO.

Franziska Altenrath und Alexan-
dra Herget kämpfen für «ecoistisches
Gastgeben». Über ihre Internetplatt-
form Tutaka, die sie von Hamburg aus
betreiben, bieten sie seit Anfang Jahr
unter anderem nachhaltige Hotelpro-
dukte an: Zahnbürsten aus Holz oder
Hotelslipper aus Leinen sind etwa im
Angebot. Alle Produkte sind entweder
natürlich abbaubar oder können nach
dem Waschen wiederverwendet wer-
den. «Die grösste Herausforderung be-
steht darin, die Hotels von den Alter-
nativen zu überzeugen und ihre bisheri-
gen Einkaufsprozesse zu verändern»,
sagt Herget.

Tatsächlich verlassen sich die meis-
ten Hotels beim Einkauf – einem der
grössten Kostenblöcke für den Betrieb
– auf bereits funktionierende Liefer-
ketten. Diese wurden über die Jahre
hinweg preislich optimiert. Über Ein-
kaufsgesellschaften und Grossbestel-
lungen zum Beispiel können die Hote-
liers Mengenrabatte erzielen. Dieses
System führt dazu, dass sich die Liefer-
ketten im Gastgewerbe immer an Län-
dern, Materialien und Herstellungsver-

fahren orientieren, die für die Einkäufer
am günstigsten sind. «Das sind zumeist
leider auch die Faktoren, die sich am un-
günstigsten auf die Umwelt und auf die
an der Produktion beteiligten Personen
auswirken», sagt Herget. «Neue Liefe-
ranten erhalten nur sehr schwer Zugang
zu den Einkäufern.» Zudem bringe die
Umstellung von fertig abgepackten
Artikeln auf wiederauffüllbare Flaschen
für die Hoteliers einen höheren Perso-
nal- und Kostenaufwand mit sich.

Um diesen Teufelskreis zu durch-
brechen, braucht es laut dem Touris-
musexperten Willy Legrand von der
Internationalen Hochschule IUBH in
Bad Honnef in Deutschland Druck –
vonseiten der Konsumenten und von-
seiten der Regierungen. «Wenn man es
den Menschen selber überlässt, ob sie
weniger reisen oder ihren CO2-Fuss-
abdruck anderweitig reduzieren, kom-

men wir nicht zum Ziel», so der Pro-
fessor. Tatsächlich ist beispielsweise
die durchschnittliche Anzahl der Flug-
reisen pro Person in der Schweiz trotz
der Klimadebatte innerhalb von sechs
Jahren um 43 Prozent angestiegen –
Tendenz weiter steigend.

Eine Frage der Einstellung

Der Hotelier Urs Brotschi vom Semi-
narhotel Lihn in Filzbach im Glarner-
land hält hingegen nicht allzu viel von
Druck. Für ihn ist die Einstellung der
Hoteliers zu Nachhaltigkeit das aus-
schlaggebende Kriterium für eine er-
folgreiche Umstellung. «Von oben
herab wird man nicht erfolgreich wer-
den.» Brotschis Hotel ist schon vor 90
Jahren auf Nachhaltigkeit umgestiegen
– aus Überzeugung. Sein Betrieb trägt
seit zwei Jahren das Schweizer Ibex-
Fairstay-Platinum-Label – die höchste
Auszeichnung für umweltfreundliche
Unterkünfte in der Schweiz. Seit der
Label-Auszeichnung ist der Gewinn
laut dem «Lihn»-Jahresbericht 2018 im
Vergleich zum Vorjahr um knapp 10
Prozent gestiegen. In der Schweiz tra-
gen gerade einmal um die 60 Betriebe
das Ibex-Fairstay-Label, darunter viele
Jugendherbergen.

Experten rechnen in Zukunft mit
weiteren Umstellungen. Der Trend
zu mehr Nachhaltigkeit wachse stetig,
glaubt auch Altenrath von der Platt-
form Tutaka. Die Anzahl ihrer Kunden
beläuft sich laut ihren Angaben mittler-
weile auf 69 – die meisten davon kom-
men aus Deutschland. «Wir bekommen
täglich neue Anfragen», so die Unter-
nehmerin. «Mit der Kombination aus
legislativem Druck und gesellschaft-
licher Nachfrage werden sich die Gast-
geber in Zukunft noch mehr in Rich-
tung Nachhaltigkeit wagen.»

New York kämpft gegen Blaualgenplage
Gewässer in Stadtparks sind von Cyanobakterien befallen, die für Kinder und Hunde tödlich sein können

JANIQUE WEDER

Ein blaugrüner Schlammteppich ver-
miest zurzeit den New Yorkern den spät-
sommerlichen Parkspaziergang. Wegen
einer Blaualgenplage rief das Departe-
ment für Parks und Erholung die Stadt-
bewohner anfangs Woche auf Twitter
auf, sich von den Gewässern fernhalten.
Betroffen von dem Algenproblem sind
im Central Park der Turtle Pond und
das im Norden gelegene Harlem Meer.
Auch der kleine Teich des Morningside
Park in Upper Manhattan sowie der See
im Prospect Park in Brooklyn sollen von
der Plage befallen sein.

Bei den Blaualgen handelt es sich um
sogenannte Cyanobakterien, deren Gift-
stoffe Haut- und Schleimreizungen so-
wie Bindehautentzündungen auslösen
können. Werden die Toxine geschluckt,
können sie Übelkeit und Erbrechen ver-
ursachen. Im schlimmsten Fall führen sie
zu Fieber, Leberschäden oder Lähmun-
gen der Atemmuskulatur. Für Kleinkin-
der können grössere Mengen von mit
Blaualgen kontaminiertem Wasser töd-
lich enden.Auch Hunde, die sich die Gift-
stoffe aus dem Fell lecken oder die ange-
schwemmten Überreste am Rand eines
Gewässers fressen, können daran sterben.

Cyanobakterien kommen in jedem
Gewässer und zu jeder Jahreszeit vor,
auch wenn sie im Winter eine Art Win-
terruhe halten.Ab einer Temperatur von
zehn Grad beginnen sie sich zu vermeh-
ren. Je höher das Thermometer klettert,
desto schneller breiten sich die Bakterien
aus. Gesundheitsschädlich sind die Blau-
algen, wenn sie in voller «Wasserblüte»
stehen. Dann treiben die Bakterien in
Kolonien auf der Wasseroberfläche.

Erstmals aufgetaucht waren besorg-
niserregende Mengen Blaualgen im Juni
im Gliedstaat New Jersey. Im Juli dann
tauchte der grüne Schlamm in Seen im
Nordwesten der USA auf und entlang

der gesamten Mississippi-Küste. An
mehreren Stränden musste das Baden
verboten werden.Anfang August kamen
drei Hunde im Gliedstaat North Caro-
lina ums Leben, nachdem sie in einem
mit Blaualgen kontaminierten Teich ge-
schwommen waren.

Dass nun auch New York vom Algen-
problem betroffen ist, liegt nahe. Städti-
sche Gebiete enthalten viele der Nähr-
stoffe, die für das Bakterienwachstum
notwendig sind – beispielsweise Essens-

reste auf Strassen oder in Abwasserroh-
ren. Aussergewöhnlich ist hingegen die
Intensität der gegenwärtigen Algen-
plage, wie das New York State Depart-
ment of Environmental Conversa-
tion mitteilte. Die Behörde führt dies
auf den Klimawandel zurück: «Es gibt
einen Zusammenhang zwischen einem
sich ändernden Klima und einer zuneh-
menden Intensität von Wasserblüten.»

Die Beamten der New Yorker Stadt-
parks sind nun angehalten, das Algen-

wachstum alle zwei Wochen auf poten-
zielle Toxine zu untersuchen. Sobald
das chemische Gleichgewicht im Was-
ser wiederhergestellt ist, könnten sich
die Algen von selbst zerstreuen. Ganz
gebannt ist die Gefahr aber noch nicht:
Kommt es nach der massenhaften Ver-
mehrung zu einem plötzlichen Massen-
sterben der Cyanobakterien, kippt das
Ökosystem. In der Folge mangelt es an
Sauerstoff – was wiederum bedrohlich
für die Lebewesen im Wasser wäre.

Ein Blaualgenteppich überzieht ein Gewässer in NewYork. IMAGO

«Der Trend
zu mehr
Nachhaltigkeit
wächst stetig.»

Franziska Altenrath
Gründerin von Tutaka,
Anbieter von ökologi-
schen HotelproduktenPD

Mutterkuhherde
verletzt
Wanderer
Weiterer Vorfall im Gebiet Bannalp

(sda/dpa) · Eine Mutterkuhherde hat er-
neut Wanderer auf der Bannalp im Kan-
ton Nidwalden angegriffen. Zwei Perso-
nen wurden mittelschwer verletzt, die
Herde wird nun vorzeitig von der Alp
getrieben. Die Kühe hatten bereits im
Juli für Schlagzeilen gesorgt, als sie den
Hund einer vierköpfigen Wandergruppe
zwischen Bannalp und Schonegg ober-
halb von Wolfenschiessen zu Tode tram-
pelten.Auch einer der Wanderer war da-
mals unter die Herde gekommen und
verletzt worden.

Rätselhaftes Verhalten

Am Samstag griff die Herde erneut zwei
Wandergruppen an, die auf der Bannalp
unterwegs waren. Zwei Personen wur-
den mittelschwer verletzt und mussten
mit der Rega ins Spital geflogen werden.
Sie konnten dieses gleichentags wieder
verlassen, eine Person habe sich den
Unterarm gebrochen, sagte der Wol-
fenschiesser Gemeindepräsident Wen-
delin Odermatt auf Anfrage. Die Wan-
derer, die aus einem anderen Kanton
stammten, hätten sich seiner Meinung
nach korrekt verhalten. Es sei ihm ein
Rätsel, wieso diese Kühe erneut aggres-
siv reagiert hätten. Gemeindevertreter
seien nach dem ersten Vorfall mit Fach-
leuten in die Herde hineingegangen, um
deren Verhalten zu testen. Da sich dabei
keine Gefährdung gezeigt hat, erliess die
Gemeinde zwar ein Hundeverbot auf
dem Weg, öffnete diesen aber wieder.

Nach dem jüngsten Vorfall ist der
Wanderweg von der Bannalp zur Bann-
alper Schonegg aus Sicherheitsgründen
erneut gesperrt. Zudem wird die Kuh-
herde nun in eine andere Weidefläche
umgezäunt und in 14 Tagen vorzeitig ab-
gealpt. Zudem werde man langfristige
Massnahmen bis hin zu einer Wander-
wegsverlegung diskutieren, sagte der
Gemeindepräsident. Ab Samstag ist der
Wanderweg wieder frei begehbar.

Opfer trägt Mitschuld

In Innsbruck hat derweil das Ober-
landesgericht (OLG) ein Urteil der Vor-
instanz teilweise korrigiert. Fünf Jahre
nach der tödlichen Kuh-Attacke auf
eine 45-jährige deutsche Wanderin sieht
das OLG nicht die volle Schuld beim
Bauern, sondern geht von einer 50-pro-
zentigen Mitschuld des Opfers aus. Im
Urteil wird betont, dass die Wanderin
völlig sorglos gehandelt habe. Die Tou-
ristin hätte wissen müssen, dass Mutter-
kühe eine Gefahr für Hunde und damit
zwingend auch für die Menschen, die
diese Hunde führten, darstellten. Den-
noch treffe den Bauern auch eine Mit-
schuld. Er hätte die Weide zum beson-
ders frequentierten Wanderweg zumin-
dest auf einer Länge von 500 Metern ab-
zäunen müssen.
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Warum Frauen seltener befördert werden
Verzerrte Leistungsbeurteilungen spielen beim beruflichen Aufstieg eine Rolle

NATALIE GRATWOHL

In den nächsten zehn bis fünfzehn Jah-
ren werden zahlreiche Management-
positionen in Schweizer Firmen neu zu
besetzen sein, weil die «Babyboomer»
in Pension gehen. Vor diesem Hinter-
grund setzen Firmen vermehrt auf die
Förderung von weiblichen Nachwuchs-
führungskräften.

Gleichzeitig wollen sie zunehmend
von denVorteilen profitieren, die divers
besetzte Führungsgremien bieten. In
gemischten Teams werden unterschied-
liche Sichtweisen eingebracht, es wer-
den bessere Ergebnisse erzielt, und die
Unternehmen versprechen sich mehr
Innovationen. Zudem wirken Arbeit-
geber, die auf verschiedenen Manage-
mentstufen ein ausgewogenes Ge-
schlechterverhältnis aufweisen, vor
allem für jüngereArbeitskräfte attraktiv.

Fortschritte bei der Diversität

Laut Gudrun Sander, Direktorin des
Competence Centre Diversity & Inclu-
sion (CCDI) an der Universität St. Gal-
len, haben Schweizer Firmen in den
vergangenen Jahren in Sachen Diver-
sität einige Fortschritte erzielt, doch
bei den Beförderungen gebe es noch
viel Nachholpotenzial. Wie die jüngste
Studie des CCDI in Zusammenarbeit
mit Advance bestätigt, werden mehr
Frauen für Managementpositionen
rekrutiert, und weibliche Führungs-
kräfte können mittlerweile ebenso gut
im Unternehmen gehalten werden wie
männliche. In den 55 untersuchten Fir-
men wurden im vergangenen Jahr lei-
tende Positionen zu 35% mit Frauen
besetzt. Auf Nicht-Kaderstufe ist die
Geschlechterverteilung noch ausgegli-
chen, im untersten Kader sind Frauen
mit einem Anteil von 38% vertreten,
im mittleren Kader sinkt dieser Anteil
auf 23% und im oberen und obersten
Kader auf 18%.

Dass Frauen seltener in Führungs-
positionen befördert werden als Män-
ner,wirdhäufig auf die vorabbei Schwei-
zer FrauenweitverbreiteteTeilzeitarbeit
zurückgeführt. Laut der Studie arbeiten

Frauen mit EU-Nationalität im Durch-
schnitt in höheren Pensen, und Auslän-
derinnen, die nicht aus einem EU-Land
stammen, haben oftmals den höchsten
durchschnittlichen Beschäftigungsgrad.

Als weiterer Grund dafür, dass
Frauen in Unternehmen seltener die
Karriereleiter erklimmen, gelten ste-
reotype Rollenerwartungen. Sander ver-
weist in diesem Zusammenhang aber
auch auf den bedeutenden Einfluss von
verzerrten Leistungsbeurteilungen, auf
deren Basis über Beförderungen ent-
schieden wird. Untersuchungen des
CCDI kamen nämlich zum Ergebnis,
dass Minderheiten kritischer beurteilt

werden, weil sie von der Norm abwei-
chen.DerVorgesetzte erinnert sich etwa
länger an ihre Fehler oder führt Erfolge
von Projekten weniger auf ihr Mit-
wirken zurück. Dies gilt für Frauen in
männerdominierten Bereichen ebenso
wie für Männer in frauendominierten
Bereichen.

Leistungen sichtbar machen

Mitarbeitende in Teilzeitpensen werden
laut den Untersuchungen ebenfalls sys-
tematisch schlechter beurteilt. Es be-
steht etwa die Gefahr, dass Vorgesetzte
Angestellte in vollzeitnahen Pensen un-

bewusst mit Mitarbeitern vergleichen,
die Vollzeit arbeiten. Daher ist es wich-
tig, dass die Leistungsbeurteilungen und
der Beförderungsprozess objektiv, trans-
parent und geschlechtsneutral durch-
geführt werden. Laut Guido Schilling,
Inhaber der gleichnamigen Executive-
Search-Firma, kommt bei den Beförde-
rungen noch ein weiterer Aspekt dazu.
«Frauen verkaufen sich bei Bewerbun-
gen für Toppositionen oft weniger gut
als Männer», sagt er. Daher gelte es den
Prozess so zu gestalten, dass die Leistun-
gen sichtbar werden.Zudemwürden vor
allem Männer über die Beförderungen
entscheiden.

Der Frauenanteil in den Geschäfts-
leitungen der grössten 100 Schwei-
zer Unternehmen liegt laut «Schil-
ling-Report» derzeit bei 9%, im mitt-
leren Management sind es 24%. Schil-
ling ist zuversichtlich, dass in den
nächsten Jahren genügend Nachwuchs-
führungskräfte aufgebaut werden, um
die «Babyboomer»-Generation zu er-
setzen. Dann könnte auch der Frauen-
anteil im Management deutlich steigen.
Vieles hänge allerdings davon ab, wel-
che Massnahmen die Firmen ergreifen.

Teil der Firmenstrategie

Unternehmen arbeiten zwar vermehrt
daran, die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf zu verbessern, oder sie set-
zen sich konkrete Ziele, um den Frauen-
anteil in Führungspositionen zu stei-
gern. Doch längst nicht immer erzie-
len sie damit auch gute Ergebnisse. Sind
die Massnahmen Teil der Firmenstrate-
gie und werden sie von der Geschäfts-
leitung unterstützt, steigen die Erfolgs-
chancen deutlich.

Die ersten Jahre seien schwierig,doch
dann entwickle sich eine Eigendynamik,
sagt Ikea-Schweiz-Chefin Simona Scar-
paleggia, die das Thema Gleichstellung
im Beruf schon seit vielen Jahren voran-
treibt. Beim Möbelkonzern ist es etwa
üblich, dass Frauen und Männer in Teil-
zeitpensen Führungsaufgaben überneh-
men. Jede Firma müsse ihren eigenen
Weg finden, um ihre Ziele zu erreichen
und das Arbeitsumfeld zu verändern.
Dazu gehört laut Scarpaleggia etwa auch
der Wandel von einer Präsenz- zu einer
ergebnisorientierten Firmenkultur.

Es reiche nicht aus, flexible Arbeits-
zeiten einzuführen, Geschlechterziele
festzulegen oder Führungspositionen in
einem 80%-Pensum auszuschreiben.Die
Angestellten müssten darauf vertrauen
können, dass ihre Karrierechancen auch
nach der Gründung einer Familie intakt
blieben. Werde etwa eine Mitarbeite-
rin nach der Rückkehr aus dem Mutter-
schaftsurlaub befördert oder werde der
teilzeitarbeitende Angestellte für ein
wichtiges Projekt vorgeschlagen, habe
dies eine wichtige Signalwirkung.

Die europäische Infrastrukturbank (EIB) wechselt
vom Krisen- in den Fördermodus – darf sie das? SEITE 25

Johnson & Johnson stolpert über die Opioid-Krise
und muss Schadenersatz zahlen SEITE 27

Frauen in Führungspositionen werden kritischer beurteilt als Männer, was ihre Aufstiegschancen schmälert. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Beim Zins für Altersguthaben liegt die rote Linie bei 1 Prozent
Der neuste Entscheid zur Mindestverzinsung illustriert das eiserne Gesetz der Altersvorsorge: Politische Vorgaben übertrumpfen rechnerische Realitäten

HANSUELI SCHÖCHLI

Man stelle sich vor, das Schweizer Par-
lament schriebe Folgendes ins Gesetz:
«Die globale Erwärmung findet in der
Schweiz nicht statt.» Und nach der
Schlussabstimmung würden die betei-
ligten Parteien stolz verkünden: «Wir
haben mindestens für die Schweiz das
Problem des Klimawandels gelöst.»
Etwa dies ist das Niveau der Gesetz-
gebung in derAltersvorsorge. Losgelöst
von rechnerischen Realitäten mit der
laufend steigenden Lebenserwartung
und den gesunkenen Zinsen verlangt
das Gesetz Rentenniveaus, die zu mas-
siven und versteckten Umverteilungen
zulasten der Jüngeren führen.

Dies gilt nicht nur für die AHV, son-
dern auch für die berufliche Vorsorge.
Laut dem Gesetz über die berufliche
Vorsorge (BVG) muss im Obligatorium
pro 100 000 Fr.Alterskapital zum Zeit-
punkt einer regulären Pensionierung
eine Jahresrente von mindestens 6800
Fr. fliessen. Das heisst, der Umwand-
lungssatz muss mindestens 6,8% betra-
gen.Gemessen an der Lebenserwartung
und den Renditeerwartungen ist dieses
Minimum etwa einen Viertel zu hoch.

Die Zeche zahlen zum einen die Ver-
sicherten mit überobligatorischem Ka-
pital (bei dem es keine gesetzliche Min-
destrente gibt) sowie vor allem die fol-
genden Generationen.

Rentner mit höherer Rendite

Der Umwandlungssatz spiegelt die
Lebenserwartung sowie Erwartungen
zu den Anlagerenditen des Alterskapi-
tals. Gemessen an den Rentenniveaus
liegt faktisch die Renditegarantie für
das Alterskapital von allen noch leben-
den Rentnern in der beruflichen Vor-
sorge im Durchschnitt zurzeit bei schät-
zungsweise 4 bis 4,5% pro Jahr. Zum
Vergleich: Die Pensionskassen hatten
im vergangenen Jahr das Alterskapital
der Erwerbstätigen mit durchschnittlich
nur etwa 1,5% verzinst.Bei einheitlicher
Verzinsung hätten die Erwerbstätigen 6
bis 7 Mrd. Fr. mehr bekommen und die
Rentner entsprechend weniger.

Der Zusammenhang zwischen dem
Umwandlungssatz für Rentner und der
Verzinsung auf dem Alterskapital der
Erwerbstätigen ist mit einer Wippe zu
vergleichen: Je stärker die Renten sub-
ventioniert sind, desto tiefer liegt die

Kapitalverzinsung für die Erwerbstäti-
gen. Doch die Politik lässt sich nicht da-
von beirren und erlässt Jahr für Jahr auch
Minimalvorgaben für dieVerzinsung auf
dem obligatorischen Alterskapital von
Erwerbstätigen. Dieses Minimum steht
nicht im Gesetz, sondern wird jährlich
vom Bundesrat festgelegt. Die Regie-
rung stützt sich ihrerseits auf die BVG-
Kommission, in welcher die Sozialpart-
ner und externe Experten sitzen.

Die Basis der Empfehlungen der
BVG-Kommission ist eine technisch
klingende Formel. Seit dem vergange-
nen Jahr benutzt die Kommission eine
neue. Dies in erster Linie deshalb, weil
die alten Formeln, die schwergewich-
tig auf dem Renditedurchschnitt von
längerfristigen Bundesobligationen be-
ruhten, angesichts der anhaltend tie-
fen Nominalzinsen politisch ungemüt-
licheWerte nahe bei null auszuspucken
begannen. Die neue Formel gibt Anla-
gen wie Aktien und Immobilien etwas
mehr Gewicht. Dies führt zu stärkeren
Schwankungen, aber im Mittel zu höhe-
ren durchschnittlichen Formelwerten.

Dummerweise resultiert auch mit
der neuen Formel für das kommende
Jahr nur eine Mindestverzinsung von

0,5%. Ein ähnliches Resultat brach-
ten auch die zwei alten Formeln (0,6
bzw. 0,5%). Dennoch hat sich in der
Schlussabstimmung eine knappe Mehr-
heit der BVG-Kommission dafür ausge-
sprochen, dem Bundesrat für 2020 eine
Mindestverzinsung von 1% zu empfeh-
len. Laut Mitteilung der Kommission
vom Dienstag reichten die Vorschläge
der Mitglieder von 0,25 bis 1%. Kom-
missionspräsidentin Christine Egerszegi
(fdp) begründete am Dienstag auf An-
frage die Empfehlung damit, dass sich
die Finanzlage der Pensionskassen im
ersten Halbjahr sehr positiv entwickelt
habe. Die Kommission berücksichtigt
nach eigenen Angaben auch Faktoren
wie die Lohn- und die Preisentwick-
lung. Die Inflation mag laut Prognosen
dieses Jahr etwa bei 0,5% und nächs-
tes Jahr etwas höher liegen, aber immer
noch unter 1%.

Pensionskassen wollen weniger

Mit der jüngsten Empfehlung hat sich
der Verdacht erhärtet, dass unabhängig
von technischen Formelwerten und In-
flationserwartungen die Mindestverzin-
sung aus politischen bzw. kosmetischen

Gründen nicht unter nominal 1% lie-
gen soll. Immerhin hatte die BVG-Kom-
mission im Vorjahr mit knapper Mehr-
heit eine Mindestverzinsung von «nur»
0,75% empfohlen, doch in der Folge war
der Bundesrat von seiner Gewohnheit
abgewichen, die Kommissionsempfeh-
lung jeweils zu übernehmen:Die Regie-
rung entschied sich für 1%. Der Min-
destzins gilt nur für das obligatorische
Alterskapital; rund 60% desAlterskapi-
tals der Erwerbstätigen liegen im Über-
obligatorium. Dort sind die Kassen bei
der Verzinsung frei. Das öffnet einen
weiteren Kanal versteckter Umvertei-
lungen in der Altersvorsorge.

Eine Mindestverzinsung von 0,5%
für 2020 wollen der Arbeitgeberver-
band und der Pensionskassenverband.
Der Pensionskassenverband erinnerte
daran, dass es hier nur um eine Min-
destverzinsung gehe, die auch für Kas-
sen in schwieriger Lage erreichbar sein
solle – während Vorsorgeeinrichtungen
mit besserer Finanzlage höhere Zinsen
ausrichten dürfen. Die effektiv erreich-
ten Anlagerenditen müssen im Übri-
gen auch Subventionen für die Rent-
ner finanzieren.
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